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1 Vorbemerkungen 
 
 
Wir halten es aus den nachfolgenden Gründen für geboten, die wichtigsten Grundsätze, die bei 
der Verwaltung von Stiftungen zu beachten sind, im Rahmen eines Geschäftsberichtsbeitrags 
zu behandeln: 
 
─ Das Bayerische Stiftungsgesetz (BayStG) wurde im Jahr 2008 „mit dem Ziel weiterer Opti-

mierung“ insgesamt überarbeitet.1 Die damit beabsichtigte Deregulierung und Verwaltungs-
vereinfachung bedingen jedoch auch eine größere Verantwortung der für die Verwaltung 
der Stiftungen zuständigen Organe. 

 
─ Die Stiftungsgründungen nehmen in Bayern ständig zu.2 Nach den Ausführungen der Bay-

erischen Staatsregierung im Gesetzentwurf zur Änderung des Bayerischen Stiftungsgeset-
zes (LT-Drs. 15/10528, Buchst. A) wurden allein im Jahr 2007  200 neue (nichtkirchliche) 
Stiftungen als rechtsfähig anerkannt. Auch die Zahl der von den Kommunen verwalteten 
Stiftungen steigt stetig. 

 
─ Bei unseren überörtlichen Rechnungsprüfungen mussten wir in den vergangenen Monaten 

vermehrt feststellen, dass unsere Mitglieder Probleme beim praktischen Vollzug stiftungs-
rechtlicher Vorgaben haben; dies wurde auch aus Anfragen an unser Haus ersichtlich. 

 
─ Bei den steuerbegünstigten Stiftungen haben wir den Eindruck, dass einzelne Finanzämter 

ihre Überprüfungen im Rahmen der Freistellungen von der Körperschaftsteuer und der Ge-
werbesteuer intensiviert haben bzw. oftmals erhöhte Anforderungen z. B. an die vorzule-
genden Unterlagen stellen. 

 
─ Teils sind auch erhöhte Anforderungen der Aufsichtsbehörden erkennbar, denen unsere 

bisherige Prüfungspraxis bzw. Aufbau und Inhalt unserer Prüfungsberichte nicht mehr 
durchgängig genügten. 

 
Diese Gründe waren letztlich auch Anlass, unsere Anforderungen bei Prüfungen zu überarbei-
ten und anzupassen. Damit wollen wir weiterhin auch eine bayernweit einheitliche Prüfungs-
praxis (Anlegen von gleichen Maßstäben) gewährleisten. Dieser Beitrag soll unsere Mitglieder 
entsprechend informieren, aber insbesondere den Entscheidungsträgern und verantwortlichen 
Bediensteten auch Hilfestellungen zur sachgerechten Beurteilung bei den oft vielschichtigen 
Fragestellungen und Problemen bei der Verwaltung von Stiftungen bieten. Bei den vielfältigen 
Ausgangsvoraussetzungen (z. B. hinsichtlich Art und Zweck der Stiftungen) und dem „Zusam-
menwirken“ von Stiftungsrecht, Kommunalrecht, Steuerrecht und zu beachtenden spezialge-
setzlichen Regelungen kann dieser Beitrag jedoch keine umfassende Aufarbeitung aller Prob-
lemstellungen bieten und keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben. Wir geben jeweils 
grundsätzliche Erläuterungen und weisen auf bisher häufig festgestellte Fehler und Möglich-
keiten zu deren Bereinigung hin. 
 
Unsere Ausführungen beziehen sich weitestgehend auf die im Rahmen der überörtlichen 
Rechnungsprüfungen durch unser Haus zu prüfenden rechtsfähigen, kommunalen, kommunal 
verwalteten Stiftungen im Sinne des Art. 20 Abs. 3 BayStG. Für diese Stiftungen gelten nicht 
alle Regelungen des BayStG, aber weitgehend die Vorschriften über die Gemeindewirtschaft, 

                                                      
1 vgl. BayStG i. d. F. der Bekanntmachung vom 26.09.2008, GVBl S. 834 
2 vgl. auch Pressemitteilung Nr. 24/08 des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 25.01.2008 
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die Landkreiswirtschaft und die Bezirkswirtschaft entsprechend; wir beschränken unsere Aus-
führungen auf die für die Gemeinden geltenden Vorschriften. Nicht zuletzt um diesen Beitrag 
noch überschaubar zu halten, gehen wir von der bei den kommunalen, kommunal verwalteten 
Stiftungen weit überwiegend noch anzutreffenden Rechnungslegung nach den Grundsätzen 
der Kameralistik aus. Die Ausführungen zum Nachweis des Erhalts des Grundstockvermögens 
und der zweckentsprechenden Verwendung der Stiftungsmittel gelten jedoch im Grundsatz un-
abhängig von der Art der Rechnungslegung. 
 
Verschiedentlich führen Städte und Gemeinden auch die Geschäfte von allgemeinen Stiftun-
gen und Stiftungen, deren Verwaltung und Vertretung nicht ausschließlich den Organen ob-
liegt, die nach den Kommunalgesetzen für die Verwaltung und Vertretung der kommunalen 
Gebietskörperschaften zuständig sind (nicht kommunal verwaltete Stiftungen; vgl. MBek vom 
27.04.1962, MABl S. 373). Bei diesen Stiftungen sind grundsätzlich die Stiftungsaufsichtsbe-
hörden zur Prüfung zuständig (Art. 16 Abs. 2 BayStG). Die Jahresrechnungen solcher Stiftun-
gen prüfen wir, wenn uns die Stiftungsaufsichtsbehörde oder die Stiftung damit beauftragt hat 
(vgl. Art. 16 Abs. 3 und 4 BayStG). Bestehen vor Ort Zweifel über die rechtliche Einordnung ei-
ner Stiftung, so sollte dies (nicht nur wegen der unterschiedlichen Prüfungszuständigkeit) von 
den Stiftungsverwaltungen mit den Aufsichtsbehörden erörtert werden.  
 
Unsere Ausführung zum Erhaltungsauftrag des Grundstockvermögens und der zweckentspre-
chenden Verwendung der Erträge gelten – im Hinblick auf insoweit inhaltsgleiche Regelungen 
in Art. 84 Abs. 2 und 3 GO – entsprechend für nichtrechtsfähige (fiduziarische) Stiftungen.  
 
Die weit überwiegende Zahl der von Kommunen verwalteten Stiftungen unterliegt den Rege-
lungen des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (AO). Neben dem 
Stiftungsrecht setzt insoweit das steuerliche Gemeinnützigkeitsrecht (§§ 51 bis 68 AO) der 
Verwaltung von Stiftungen (insbesondere bei der Rücklagenbildung) Grenzen und normiert 
(zusätzliche) Anforderungen (z. B. bei der Mittelverwendung). Bei einer Missachtung dieser 
Vorgaben droht der Verlust des steuerbegünstigten Status (vgl. z. B. § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG). 
Die Stiftung verliert ferner die Berechtigung zur Ausstellung von Zuwendungsbestätigungen. 
Das Steuerrecht beeinflusst das Stiftungsrecht sehr stark. Insbesondere die stiftungsrechtli-
chen Vorgaben des Vermögenserhalts und der zweckentsprechenden Verwendung der Erträge 
können insoweit nur im Rahmen der steuerrechtlichen Möglichkeiten erfüllt werden. Wir gehen 
daher in diesem Beitrag jeweils auch auf die steuerrechtlichen Vorgaben kurz ein bzw. ver-
weisen auf die entsprechenden Vorschriften der AO. 
 
 
 
2 Erhalt des Grundstockvermögens 
 
 
2.1 Definition des Grundstockvermögens 
 
Nach Art. 6 Abs. 2 BayStG ist das Grundstockvermögen definiert als das „Vermögen, das der 
Stiftung zugewendet wurde, um aus seiner Nutzung den Stiftungszweck dauernd und nachhal-
tig zu erfüllen“. Als Grundstockvermögen ist insoweit nicht die Gesamtheit der Vermögenswerte 
anzusehen, die im Eigentum einer Stiftung stehen3, sondern zunächst das Vermögen, mit dem 
die Stiftung ursprünglich ausgestattet wurde. Dieses ist im Regelfall aus der Stiftungssatzung 
oder einer Anlage dazu zu ersehen. Das Grundstockvermögen können Sachen und Rechte al-
                                                      
3 In der Begründung zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Bayerischen Stiftungsgesetztes ist 

insoweit vom „Stiftungsvermögen im weiteren Sinn“ die Rede, vgl. LT-Drs. 15/10528, Ziffer II, zu Nr. 8 (Art. 11). 
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ler Art sein, in der Praxis weit überwiegend Geld, Wertpapiere, Grundstücke und Kunstge-
genstände (Sammlungen), aber vereinzelt auch Unternehmen, Unternehmensanteile, Urheber- 
und Nutzungsrechte sowie rechtlich gesicherte Ansprüche und Forderungen. Ferner umfasst 
das Grundstockvermögen auch dessen Wertzuwächse im Zeitablauf seit der ursprünglichen 
Vermögensausstattung (z. B. Kursgewinne durch Vermögensumschichtungen), die zur Aufsto-
ckung zugeflossenen Vermögenswerte (z. B. aus Mitteln der freien Rücklage; vgl. dazu Ab-
schnitt 2.3.3 und Vermögenszuführungen nach § 58 Nr. 12 AO) sowie Zustiftungen und Zuwen-
dungen in das Grundstockvermögen.  
 
 
2.2 Nachweis des Grundstockvermögens 
 
Zum Nachweis des Erhalts und auch zu dessen Prüfung erscheint es nicht nur geboten, son-
dern unerlässlich, das Grundstockvermögen getrennt vom sonstigen Vermögen der Stiftung zu 
erfassen und fortzuschreiben. Dabei gelten für die in diesem Beitrag behandelten Stiftungen 
grundsätzlich die Vorgaben der GO und der KommHV-Kameralistik.  
 
Nach Art. 74 Abs. 2 Satz 1 GO sind Vermögensgegenstände pfleglich und wirtschaftlich zu 
verwalten und ordnungsgemäß nachzuweisen. Wie die Vermögensgegenstände im Einzelnen 
nachzuweisen sind, ist in der KommHV-Kameralistik geregelt (Art. 123 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 GO). 
Nach § 75 KommHV-Kameralistik sind über Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und be-
wegliche Sachen grundsätzlich Bestandsverzeichnisse zu führen, aus denen Art und Menge 
sowie Lage oder Standort der Gegenstände ersichtlich sind. Bestandsverzeichnisse brauchen 
unter anderem nicht geführt zu werden, soweit sich der Bestand aus Anlagenachweisen ergibt 
(§ 75 Abs. 2 Nr. 1 KommHV-Kameralistik). Auch wegen der unter anderem bei Gebäuden un-
seres Erachtens gebotenen Ermittlung von Abschreibungen (vgl. Abschnitt 2.3.2.2) empfiehlt 
sich dazu die Führung eines Anlagenachweises. Veränderungen des Grundstockvermögens 
sollten ohne großen Aufwand jederzeit nachvollzogen werden können. Aus den Bestandsver-
zeichnissen bzw. Anlagenachweisen oder dazu geführten Akten oder Nebenaufzeichnungen 
sollten dazu bei Zu- und Abgängen jeweils die Gründe kurz erläutert und bei Grundstücken 
ergänzend auch deren Flächen und gegebenenfalls Veränderungen der Flächen dargestellt 
werden. Rücklagemittel sind in entsprechenden Übersichten nachzuweisen (§ 77 Abs. 2 Nr. 2 
KommHV-Kameralistik). 
 
Wir mussten bei Prüfungen oftmals feststellen, dass noch im Grundstockvermögen nachgewie-
sene Grundstücke bereits verkauft oder verschmolzen wurden oder die angegebenen Flächen, 
z. B. aufgrund von Neuvermessungen oder Tauschgeschäften, nicht mehr zutrafen. Daher 
sollten die Angaben in den Bestandsverzeichnissen und Anlagenachweisen grundsätzlich je-
weils durch Grundbuchauszüge belegt werden können und ergänzend Lagepläne zu den Un-
terlagen genommen werden. 
 
Häufig war bei Prüfungen bisher auch festzustellen, dass alle aus der laufenden Haushaltswirt-
schaft ausgeschiedenen Geldbestände jährlich jeweils in einer Summe als Zuführung an die 
allgemeine Rücklage – in der ursprünglich auch das Grundstock(kapital)vermögen nachgewie-
sen war – gebucht wurden. Dadurch konnte oftmals weder die Entwicklung des Grundstock-
vermögens noch der gegebenenfalls weiteren, getrennt nachzuweisenden Rücklagemittel (z. B. 
Zweckrücklagen, Verwendungsrückstand; vgl. dazu Abschnitte 3.1.2 und 3.1.3) mit einem ver-
tretbaren zeitlichen Aufwand nachvollzogen werden. Wir empfehlen in diesen Fällen grund-
sätzlich, die in der allgemeinen Rücklage nachgewiesenen Mittel durch eine Nebenrechnung 
zu differenzieren (z. B. Summe der in der allgemeinen Rücklage nachgewiesenen Beträge, da-
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von Grundstockvermögen, davon freie Rücklage, davon Zweckrücklagen, davon Verwendungs-
rückstand). 
 
Sofern das aktuell nachgewiesene Grundstockvermögen der Stiftung (z. B. auch durch Vermö-
gensumschichtungen) erheblich vom in der Stiftungssatzung bzw. einer Anlage dazu aufge-
führten Grundstockvermögen abweicht, wäre eine entsprechende Anpassung bzw. Fortschrei-
bung der Satzungsregelung zu erwägen. 
 
 
2.3 Erhaltungsauftrag 
 
Das Grundstockvermögen bildet die materielle Grundlage für den Bestand einer Stiftung und 
die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks. Als zentraler stiftungsrechtlicher 
Grundsatz ist daher in Art. 6 Abs. 2 BayStG geregelt, dass das Grundstockvermögen „unge-
schmälert zu erhalten“ ist. Dies bedeutet zunächst, dass es grundsätzlich nicht verschenkt, 
verbraucht (auch nicht für den Stiftungszweck) oder unter seinem tatsächlichen Wert veräußert 
werden darf. Im stiftungsrechtlichen Schrifttum wurde darüber hinaus schon bisher weit über-
wiegend die Auffassung vertreten, dass das Erhaltungsgebot als Auftrag zum Erhalt des wirt-
schaftlichen Wertes (Ertragskraft, Kaufkraft) verstanden werden muss.4 Vereinzelt wurde die 
Meinung vertreten, dass die nominelle Erhaltung des Grundstockvermögens ausreichend ist. 
Im Rahmen der letztjährigen Änderung des BayStG wurde in der Begründung zum Gesetzent-
wurf klar ausgeführt, „dass das Grundstockvermögen der Stiftung grundsätzlich in seinem rea-
len Wert und in seiner Ertragskraft“ zu erhalten ist.5 Die rein nominelle Erhaltung des Grund-
stockvermögens (als Ertragsquelle für die Verwirklichung des Stiftungszwecks) ist nicht ausrei-
chend, um die reale Leistungskraft einer Stiftung auf Dauer zu sichern. Es ist Aufgabe der 
Stiftungsorgane und der Stiftungsverwaltungen, diesem Erhaltungsauftrag durch entsprechen-
de Maßnahmen nachzukommen. Zu diesem Zweck sollte von den Stiftungsverwaltungen (im 
Sinne einer „Kapitalerhaltungsrechnung“) jeweils dargelegt werden können, durch welche Kon-
zepte und mit welchem Ergebnis die Vermögenserhaltung gewährleistet wurde. Die Rech-
nungsprüfungsorgane haben im Rahmen der Rechnungsprüfung zu beurteilen, ob das Ziel der 
Vermögenserhaltung erreicht wurde bzw. die getroffenen Maßnahmen dazu ausreichend und 
geeignet waren. Welche Grundsätze und Maßstäbe beim Vermögenserhalt unseres Erachtens 
zu beachten sind, stellen wir in den nachfolgenden Abschnitten dieses Beitrags – differenziert 
nach den jeweiligen Vermögenswerten – dar.  
 
Der Vollständigkeit halber weisen wir darauf hin, dass das Erhaltungsgebot jedoch nicht jede 
Änderung der Zusammensetzung des Grundstockvermögens ausschließt. Dies zeigt sich z. B. 
darin, dass die zunächst als Muss-Vorschrift, später als Soll-Vorschrift ausgestaltete Regelung, 
wonach der Erlös für veräußerte Grundstücke wieder in Grundstücken angelegt werden soll 
(vgl. Art. 11 Abs. 2 Satz 2 BayStG i. d. F. vom 24.07.2001) mit der letzten Änderung des 
BayStG nunmehr gänzlich gestrichen wurde. Ein Austausch von (rentierenden) Vermögensge-
genständen ist möglich und mag im Einzelfall im Rahmen einer wirtschaftlichen Vermögens-
verwaltung sogar geboten sein (vgl. dazu auch Abschnitte 2.3.2.1 und 2.3.2.2). Wegen des 
sachlichen Zusammenhangs weisen wir an dieser Stelle ergänzend darauf hin, dass Erlöse 
aus der Veräußerung von Teilen des Grundstockvermögens (z. B. Kursgewinne, Buchgewinne) 

                                                      
4 vgl. z. B. Carstensen, Die ungeschmälerte Erhaltung des Stiftungsvermögens, Die Wirtschaftsprüfung, Heft 22/ 

1996, S. 781 ff.; Pohley/Backert, Bayerisches Stiftungsgesetz, Erl. 3.1 zu Art. 11 a. F. 
 
5 Begründung zu Nr. 2 des Änderungsantrags zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Bayeri-

schen Stiftungsgesetzes, LT-Drs. 15/10972; vgl. auch IMS vom 13.08.2008, Az.: IA6-1221.1-9 
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nach ganz h. M. dem Grundstockvermögen zuzuführen sind;6 sie sind keine Erträge im Sinne 
des Art. 6 Abs. 3 Satz 1 BayStG und unterliegen auch gemeinnützigkeitsrechtlich nicht der 
Pflicht zur zeitnahen Verwendung für den Stiftungszweck. 
 
2.3.1 Allgemeine Grundsätze der Vermögenserhaltung 
 
2.3.1.1 Sichere und wirtschaftliche Vermögensverwaltung 
 
Aus dem Erhaltungsgebot lässt sich die Pflicht zur pfleglichen Behandlung des Grundstock-
vermögens ableiten. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 BayStG normiert den Grundsatz, dass das Vermögen 
einer Stiftung, und damit natürlich insbesondere das Grundstockvermögen, sicher und wirt-
schaftlich zu verwalten ist (vgl. auch Art. 74 Abs. 2 Satz 1 GO). Um dem Auftrag der Erhaltung 
des Grundstockvermögens nachkommen zu können, sind also zunächst entsprechende Maß-
nahmen der Vermögensverwaltung zu ergreifen. Dabei sind die Ziele der Erwirtschaftung von 
Erträgen zur Erfüllung des Stiftungszwecks und der Erhaltung des Vermögens (z. B. auch 
durch laufende Unterhaltsmaßnahmen an Gebäuden) gleichermaßen zu verfolgen. Neben den 
üblichen Sorgfaltsmaßstäben und allgemeinen Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, wie die Ver-
einbarung eines dem Wert entsprechenden Erbbauzinses oder von marktüblichen Mieten (vgl. 
auch Art. 75 Abs. 2 GO), ist dabei insbesondere auf eine Vermögensanlage zu achten, die ei-
nerseits unvertretbare Risiken vermeidet und andererseits möglichst hohe Erträge erbringt. 
Feste Renditeziele bergen in diesem Zusammenhang die Gefahr, in Niedrigzinsphasen den Si-
cherheitsaspekt der Anlage zu vernachlässigen. 
 
Während die allgemeinen und nicht ausschließlich kommunal verwalteten Stiftungen im Rah-
men der Grundsätze einer sicheren und wirtschaftlichen Vermögensverwaltung in der Vermö-
gensanlage frei sind, gelten für die kommunalen, kommunal verwalteten Stiftungen nach 
Art. 20 Abs. 3 Satz 3 BayStG die Vorschriften über die Gemeindewirtschaft (mit wenigen Aus-
nahmen) entsprechend. Dies wird nach unseren Erkenntnissen bisher vielfach übersehen. Das 
heißt bei der Vermögensanlage sind z. B. bei Städten und Gemeinden die Vorgaben des 
Art. 74 Abs. 2 Satz 2 GO, des § 21 Abs. 1 KommHV-Kameralistik und ergänzend die Hinweise 
im IMS vom 19.11.2001, Az. IB4-1514-5, zur Geldanlage von Kommunen in Aktien zu beach-
ten. Aufgrund der restriktiven Vorschriften scheiden für diese Stiftungen Anlageformen mit spe-
kulativem Charakter (einschließlich Aktien) grundsätzlich aus. War das Grundstockvermögen 
bereits ursprünglich mit spekulativen Finanzanlagen versehen, ist unter Berücksichtigung des 
Stifterwillens mittelfristig auf eine Reduzierung des Anlagerisikos hinzuwirken. 
 
2.3.1.2 Nichtausschüttung von Vermögenserträgen (Admassierung) 
 
Erträge des Vermögens einer Stiftung dürfen grundsätzlich nur zur Erfüllung des Stiftungs-
zwecks verwendet werden (vgl. Abschnitt 3). Davon unberührt bleibt jedoch nach Art. 6 Abs. 3 
Satz 2 BayStG die Zuführung von Erträgen zum Grundstockvermögen, um dieses in seinem 
Wert zu erhalten. Mit dieser Regelung wurde die stiftungsrechtliche Grundlage für die Nicht-
ausschüttung von Vermögenserträgen (sog. Admassierung) geschaffen (vgl. zur steuerrechtli-
chen Grundlage die nachfolgenden Ausführungen zur freien Rücklage nach § 58 Nr. 7 AO; er-
gänzend verweisen wir auf § 58 Nrn. 11 und 12 AO). 
 

                                                      
6 vgl. Thiel, Die zeitnahe Mittelverwendung, V.1. in Der Betrieb 1992, S. 1900 ff. 
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2.3.1.3 Steuerrechtliche Rahmenbedingungen 
 
Nach unserer Auffassung findet die stiftungsrechtliche Vorgabe zur realen Werterhaltung – zu-
mindest bei den steuerbegünstigten Stiftungen – ihre Grenzen in den Vorgaben des steuerli-
chen Gemeinnützigkeitsrechts. Insbesondere bei der Rücklagenbildung (also der Nichtaus-
schüttung von Vermögenserträgen) müssen die steuerlichen Vorgaben beachtet werden, da 
ansonsten die Steuerbegünstigung gefährdet würde.  
 
Nach § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO muss die steuerbegünstigte Körperschaft ihre Mittel grundsätzlich 
zeitnah für ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwenden (vgl. Abschnitt 3.1.3). 
Die Bildung von Rücklagen ist grundsätzlich nur unter den Voraussetzungen des § 58 Nrn. 6 
und 7 AO und Nr. 3 des Anwendungserlasses (AEAO) zu § 55 AO zulässig.7

 
─ Nach § 58 Nr. 6 AO kann eine Körperschaft ihre Mittel ganz oder teilweise einer Rücklage 

zuführen, soweit dies erforderlich ist, um ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwe-
cke nachhaltig erfüllen zu können. Die Vorschrift behandelt die Bildung von Rücklagen zur 
Erfüllung des Stiftungszwecks (vgl. Abschnitt 3.1.2). Sie ist im Zusammenhang mit der 
Erhaltung des Grundstockvermögens hier von Bedeutung soweit Vermögensgegenstände 
des Zweckvermögens Bestandteil des Grundstockvermögens sind. 

 
─ Nach § 58 Nr. 7 Buchst. a AO wird eine Steuerbegünstigung nicht dadurch ausgeschlos-

sen, dass eine Körperschaft höchstens ein Drittel des Überschusses der Einnahmen über 
die Unkosten aus Vermögensverwaltung und darüber hinaus höchstens 10 v. H. der sons-
tigen nach § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO zeitnah zu verwendenden Mittel einer freien Rücklage (oft 
als Kapital- oder Werterhaltungsrücklage bezeichnet) zuführt. Mit dieser Regelung ist 
auch steuerrechtlich die Möglichkeit eröffnet, eine Rücklage zur Erhaltung der realen Leis-
tungsfähigkeit einer Stiftung zu bilden. 

 
 Bei der Ermittlung des Betrags, der der freien Rücklage zugeführt werden kann, ist Folgen-

des zu beachten: 
 
 Vermögensverwaltung liegt nach § 14 Satz 3 AO in der Regel vor, wenn Vermögen ge-

nutzt, z. B. Kapitalvermögen verzinslich angelegt und unbewegliches nicht dem Zweckbe-
trieb dienendes Vermögen vermietet oder verpachtet wird. Einnahmen aus der Vermö-
gensverwaltung sind folglich die Miet- und Pachterträge und die Zins- und gegebenenfalls 
Dividendeneinnahmen aus dem Grundstockvermögen, also z. B. nicht Spenden, öffentliche 
Zuschüsse, Einnahmen aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben oder Zweckbetrieben. 
Auch Erträge aus dem Verkauf von Wertpapieren (Kursgewinne; Erträge aus Abgang Fi-
nanzanlagen) sind keine Einnahmen aus der Vermögensverwaltung; sie sind dem Grund-
stockvermögen zuzuführen (vgl. Abschnitt 2.3). Auch Zinserträge aus der Anlage von 
Rücklagen nach § 58 Nr. 6 AO (Zweckrücklagen; vgl. Abschnitt 3.1.2) sind keine Einnah-
men aus der Vermögensverwaltung im Sinne des § 58 Nr. 7 Buchst. a AO8.  

 
 Unter Unkosten aus der Vermögensverwaltung sind alle Kosten zu verstehen, die in 

sachlichem Zusammenhang mit dem verwalteten Vermögen stehen, also z. B. Bankgebüh-
ren, Verwaltungskosten, öffentliche Abgaben, Versicherungen, Ausgaben für den lfd. 
Grundstücks- und Gebäudeunterhalt und Schuldzinsen (jeweils bezogen auf das Grund-
stockvermögen). Auch die Abschreibungen auf das Grundstockvermögen sind unseres Er-

                                                      
7 vgl. Nr. 25 AEAO zu § 55 AO 
8 vgl. Hübschmann/Hepp/Spitaler, Abgabenordnung/Finanzgerichtsordnung, Rz. 121 zu § 58 AO 
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achtens als Unkosten in diesem Sinne zu verstehen9. Nicht realisierte Kursverluste des 
Wertpapiervermögens (außerplanmäßige Abschreibungen auf Finanzanlagen) sind hinge-
gen nicht als Unkosten anzusetzen. Nicht zu den Unkosten zählen ferner die Aufwendun-
gen im Rahmen steuerlich unschädlicher Betätigungen im Sinne des § 58 Nrn. 1 bis 9 AO, 
also insbesondere die (zulässigen) Zuführungen an Rücklagen und die Ausgaben für die 
Pflege von Stiftergräbern. 

 
 In die Bemessungsgrundlage der 10 %-Rücklage dürfen nur die „sonstigen nach § 55 

Abs. 1 Nr. 5 AO zeitnah zu verwendenden Mittel“ einbezogen werden. Mittel im Sinne die-
ser Vorschrift sind die Überschüsse bzw. Gewinne aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben und Zweckbetrieben sowie die Bruttoeinnahmen aus dem ideellen Be-
reich (also z. B. Spenden und Mitgliedsbeiträge; Nr. 14 AEAO zu § 58 AO). Die Über-
schüsse aus der Vermögensverwaltung dürfen zur Vermeidung einer „Doppelbegünsti-
gung“ nicht einbezogen werden. Auch die Zinserträge aus (allen) Rücklagemitteln sind un-
seres Erachtens hier nicht als „sonstige Mittel“ anzusetzen, da insoweit sonst eine „Über-
dotierung“ der freien Rücklage erfolgen würde. Zinsen aus zur zweckentsprechenden Ver-
wendung „zurückgelegten“ Mitteln müssen unmittelbar wieder dem Stiftungszweck zuflie-
ßen und können nicht – über den „Umweg“ der freien Rücklage – zur „Vermögensmeh-
rung“ verwendet werden. 

 
─ Neben der Regelung in § 58 Nr. 7 AO dürfen im Bereich der Vermögensverwaltung nach 

steuerlichen Vorgaben Rücklagen nur noch für die Durchführung konkreter Reparatur- oder 
Erhaltungsmaßnahmen an Vermögensgegenständen im Sinne des § 21 EStG (nicht dem 
Zweckbetrieb zugeordnete vermietete oder verpachtete Gebäude) gebildet werden (Nr. 3 
AEAO zu § 55 AO; sog. Instandhaltungsrücklagen). Die Maßnahmen müssen notwendig 
sein, um den ordnungsgemäßen Zustand des Gebäudes zu erhalten oder wiederherzu-
stellen, und in einem angemessenen Zeitraum durchgeführt werden können. In diesem 
Rahmen wird die Erhaltung und Pflege des Grundstockvermögens ermöglicht. Diese 
Rücklage ist aus den Überschüssen der Vermögensverwaltung zu bilden.10 Für den Nach-
weis des erwarteten Reparatur- und Erhaltungsaufwands ist es regelmäßig erforderlich, für 
die dem Zweckbetrieb dienenden Gebäude des Grundstockvermögens mehrjährige Bau-
programme aufzustellen, die neben den erwarteten Kosten auch die Notwendigkeit der 
Maßnahme belegen und den zeitlichen Rahmen der Durchführung abstecken. Über diesen 
(konkretisierten) Reparatur- und Erhaltungsaufwand hinaus ist jedoch eine Rücklagenbil-
dung zur Erhaltung des Gebäude(grundstock)vermögens rein aus steuerlichen Gesichts-
punkten (z. B. in Höhe der gebuchten Abschreibungen) nicht möglich.11 

 
Unter Berücksichtigung dieser allgemeinen Grundsätze und der steuerlichen Rahmenbedin-
gungen wäre bei der Umsetzung des Erhaltungsauftrags – bezogen auf die häufigsten Arten 
des Grundstockvermögens – ferner von Folgendem auszugehen: 
 

                                                      
9 vgl. auch Hübschmann/Hepp/Spitaler, a. a. O., Rz. 117 zu § 58 AO 
 
10 vgl. Hübschmann/Hepp/Spitaler, a. a. O., Rz. 99 zu § 58 AO 
 
11 Unabhängig davon ist jedoch unseres Erachtens die Erwirtschaftung von Abschreibungen als „Verwendung ohne 

Mittelabfluss“ möglich (vgl. Abschnitt 3.1.2). 
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2.3.2 Grundsätze und Maßnahmen der Vermögenserhaltung bei Liegenschaften 
 
2.3.2.1 Unbebaute Grundstücke 
 
Unbebaute Grundstücke unterliegen im Regelfall keinem Wertverlust. Sofern (noch) keine Be-
wertungen vorliegen, akzeptieren wir es grundsätzlich, wenn die unbebauten Grundstücke mit 
den Flächenangaben in Bestandsverzeichnissen erfasst sind. Laufend fortgeschriebene Be-
wertungen, z. B. in Form von Gutachten, sind unseres Erachtens auch im Hinblick auf die da-
mit zusammenhängenden Kosten grundsätzlich nicht erforderlich. 
 
Die Stiftungsverwaltungen haben die allgemeinen Grundsätze einer wirtschaftlichen Vermö-
gensverwaltung zu beachten (z. B. angemessene Pachten zu fordern; vgl. Abschnitt 2.3.1.1). 
Spezialgesetzliche Vorgaben wären gegebenenfalls zu berücksichtigen, so z. B. bei den viel-
fach im Grundstockvermögen beinhalteten Waldflächen. Dabei handelt es sich im Regelfall um 
Körperschaftswald im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Waldgesetzes für Bayern (BayWaldG). 
Für die Bewirtschaftung dieser Wälder gelten besondere, ergänzende Vorschriften des 
BayWaldG (Art. 19 Abs. 1 BayWaldG). Insbesondere ist darauf hinzuweisen, dass die Bewirt-
schaftung im Regelfall auf Forstwirtschaftspläne bzw. Forstbetriebsgutachten gestützt sein 
muss (Art. 19 Abs. 2 BayWaldG; Körperschaftswaldverordnung - KWaldV). 
 
Gerade bei unbebauten Grundstücken kann sich die Frage stellen, ob eine Vermögensum-
schichtung in eine Anlageform mit höherer Ertragskraft unter Beachtung des Grundsatzes der 
sicheren Vermögensverwaltung sinnvoll ist. 
 
2.3.2.2 Bebaute Grundstücke/Gebäude 
 
Wie die bisherige Prüfungspraxis zeigt, ist es für die Stiftungsverwaltungen oftmals schwierig 
nachzuweisen, wie sie dem Erhaltungsauftrag bei Gebäuden nachgekommen sind. 
 
─ Als „Mindestanforderung“ sehen wir es zunächst, dass erforderliche Unterhalts- und In-

standhaltungsmaßnahmen laufend durchgeführt werden und sich der Gebäudezustand da-
durch letztlich nicht verschlechtert (Stichwort „Substanzerhalt“12). Sofern die jährlichen Er-
träge dazu nicht ausreichen, können Instandhaltungsrücklagen (unter Beachtung der steu-
errechtlichen Vorgaben; vgl. Abschnitt 2.3.1.3) gebildet werden. 

 
 Wir mussten bei unseren Prüfungen schon feststellen, dass durch unterlassene bzw. unzu-

reichende Unterhaltsmaßnahmen Wohnungen nicht mehr vermietbar waren und insoweit 
die Ertragskraft des Grundstockvermögens nicht erhalten wurde. Auch sind uns Fälle be-
kannt, bei denen die Erträge des Grundstockvermögens nicht ausreichen, um für einen 
ordnungsgemäßen Unterhalt der Gebäude zu sorgen bzw. die durchzuführenden Unter-
haltsmaßnahmen die Stiftungserträge weitgehend aufzehren und für die Erfüllung des Stif-
tungszwecks kaum Mittel verbleiben. Es wäre hier Aufgabe der Stiftungsverwaltungen, in 
Abstimmung mit den Aufsichtsbehörden13 ein Konzept zu entwickeln, wie die Ertragskraft  
 

                                                      
12 vgl. auch Ziffer 7.3 des vom Bayerischen Staatsministerium des Innern gemeinsam mit den Bayerischen Staats-

ministerien für Wissenschaft, Forschung und Kunst und Unterricht und Kultus herausgegebenen „Merkblatts für die 
Errichtung einer Stiftung“ www.stmi.bayern.de/buerger/staat/stiftungen  

 
13 bei den kommunalen, kommunal verwalteten Stiftungen grundsätzlich die Rechtsaufsichtsbehörden (Art. 20 Abs. 3 

Satz 2 BayStG, Art. 110 GO); bei gegebenenfalls erforderlichen Änderungen der Stiftungssatzung die Anerken-
nungsbehörde (Art. 5 Abs. 4, Art. 3 Abs. 3 BayStG)  
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 des Grundstockvermögens auf Dauer gesichert und der Stiftungszweck nachhaltig erfüllt 
werden kann (gegebenenfalls wären dabei auch Maßnahmen zur Vermögensumschichtung 
zu erwägen). 

 
 Ergänzend ist anzumerken, dass bauliche Maßnahmen unter Umständen auch im Rahmen 

von Vermögensumschichtungen (Entnahmen aus dem Grundstock[kapital]vermögen) ver-
wirklicht werden können. So kann z. B. bei einem Mietwohngebäude die Schaffung von zu-
sätzlichem Wohnraum durch den Ausbau eines bisher ungenutzten Dachgeschosses durch 
Mittel aus dem Grundstock(kapital)vermögen finanziert werden. Hier steht der Verminde-
rung der Kapitalien eine Erhöhung des Gebäudewertes mit entsprechend gesteigerter Er-
tragskraft gegenüber. Auch wenn das Grundstockvermögen insoweit „umgeschichtet“ wur-
de, ist es erhalten geblieben.14

 
─ Die Gebäude des Grundstockvermögens unterliegen durch Alterung, Verschleiß etc. einem 

stetigen Wertverzehr. Aus dem Erhaltungsauftrag des Grundstockvermögens ist unseres 
Erachtens abzuleiten, dass diesem Wertverlust eine entsprechende Erhöhung des sonsti-
gen Vermögens (z. B. der Wertpapiere) gegenüberstehen muss. Zur Bestimmung des 
Wertverzehrs ist es regelmäßig erforderlich, dass auf der Grundlage eines Anlagenachwei-
ses Abschreibungen (in betriebswirtschaftlichem Sinn) ermittelt werden. Sinn von Ab-
schreibungen ist es, Mittel zur Instandsetzung des vorhandenen Vermögens oder zur An-
schaffung von Ersatzwirtschaftsgütern anzusammeln. Die erwirtschafteten Abschreibungen 
brauchen insoweit nicht für die unmittelbare Erfüllung des Stiftungszwecks verausgabt zu 
werden.15 Sie stellen insoweit eine Mittelverwendung ohne Mittelabfluss dar (vgl. Ab-
schnitt 3.1.2). Werden keine Abschreibungen ermittelt und angespart, fehlen z. B. für eine 
erforderliche Generalsanierung regelmäßig die notwendigen Finanzmittel. Stiftungen sind 
dann oftmals gezwungen Kredite aufzunehmen; spätestens dann offenbart sich, dass das 
Grundstockvermögen insoweit geschmälert wurde. 

 
 Aus unserer Sicht gibt es, um die reale Werterhaltung zu gewährleisten, keine Alternative 

zur Forderung nach der Erwirtschaftung von Abschreibungen - auch wenn dazu vereinzelt 
andere Auffassungen vertreten werden. 

 
 Soweit ersichtlich wird die Auffassung des BKPV im Grundsatz auch von den obersten Stif-

tungsaufsichtsbehörden geteilt - auch wenn sie auf den Erlass entsprechender Richtlinien 
unter Verweis auf die „oft schwer zu vereinbarenden Ziele der wertmäßigen Erhaltung des 
Grundstockvermögens“ und der „kontinuierlichen, nachhaltigen Erfüllung des Stiftungs-
zwecks“ verzichtet haben. In den Ergebnisniederschriften der Dienstbesprechungen vom 
07.12.1999 und 11.07.2007, im IMS vom 12.08.2003, Az.: IA6-1222.4-2, und dem „Merk-
blatt für die Errichtung einer Stiftung“, Nrn. 7.1 und 7.3, kommt diese Auffassung zum Aus-
druck. In der Ergebnisniederschrift vom 11.07.2007 heißt es dazu: „Der ungeschmälerte 
wertmäßige (nicht nur nominelle) Erhalt des Bestands des Grundstockvermögens (Art. 11 
Abs. 1 Satz 1 BayStG)16 stellt einen elementaren Grundsatz bei der Vermögensverwaltung 
dar und erfordert zwingend je nach gewählter Art der Buchführung die Ansammlung 

                                                      
14 vgl. zur Umschichtung der ursprünglichen Vermögensausstattung auch Pohley/Backert, a. a. O., Erl. 3.1 zu Art. 11 

a. F.; Carstensen, Vorgaben für die Vermögensverwaltung der Stiftung nach Gesetz, Satzung und Recht-
sprechung, ZSt 4-5/2005, S. 90 ff. 

 
15 vgl. Thiel, a. a. O., V.4. und VIII.3. 
 
16 BayStG i. d. F. vom 24.07.2001; vgl. Art. 6 Abs. 2 BayStG i. d. F. der Bekanntmachung vom 26.09.2008, GVBl 

S. 894 
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entsprechender Erhaltungsrücklagen bzw. ordnungsgemäße Abschreibungen nach den 
Grundsätzen kaufmännischer Bilanzierung.“ 

 
 Von den Stiftungsverwaltungen wäre sicherzustellen, dass die angesammelten Abschrei-

bungen ausgewiesen (z. B. durch einen „Davon-Vermerk“ bei der Aufteilung der allgemei-
nen Rücklage) und nicht für andere Zwecke verausgabt werden. Aufwendungen für In-
standsetzungen bzw. Ersatzbauten wären aus den angesparten Abschreibungen zu finan-
zieren. Kosten für laufende Unterhaltsmaßnahmen sind dagegen grundsätzlich aus den 
laufenden Erträgen zu decken. 

 
 Wie bisherige Prüfungserfahrungen zeigen, haben Stiftungen – abgesehen von Anstaltsträ-

gerstiftungen (z. B. für Altenheime) – oftmals noch keine Anlagenachweise für das Grund-
stock(gebäude)vermögen erstellt und folglich bisher auch keine Abschreibungen ermittelt 
und gebucht. Der Erhalt des Grundstockvermögens kann von uns dann im Regelfall (Aus-
nahmen denkbar evtl. bei erst kürzlich generalsanierten Gebäuden) künftig insoweit nicht 
mehr bestätigt werden. Wir empfehlen diesen Stiftungen daher, das Grundstockvermögen 
zu bewerten, Anlagenachweise zu erstellen und die ermittelten Abschreibungen zu erwirt-
schaften. 

 
2.3.3 Grundsätze und Maßnahmen der Vermögenserhaltung bei Kapitalvermögen 
 
Aus dem Erhaltungsgebot des Grundstockvermögens in seinem wirtschaftlichen Wert ergibt 
sich beim Kapitalvermögen die Forderung nach dem Ausgleich des allgemeinen Geldwert-
schwundes (Inflation). Dies wird in aller Regel nur durch die Nichtausschüttung von Vermö-
genserträgen zu erreichen sein und ist – unter Beachtung der steuerrechtlichen Vorgaben – 
nur im Rahmen der Bildung einer freien Rücklage nach § 58 Nr. 7 Buchst. a AO möglich (Ka-
pital- oder Werterhaltungsrücklage; vgl. dazu Abschnitt 2.3.1.3). In der Literatur wird zwar  
– soweit ersichtlich – überwiegend die Meinung vertreten, dass damit (allein) der Vermögenser-
halt nicht erreicht werden kann. Da jedoch zumindest gemeinnützigkeitsunschädlich grundsätz-
lich keine weiteren Möglichkeiten gegeben sind, empfehlen wir den Stiftungsverwaltungen, die 
Rücklagenbildung in voller steuerrechtlich zulässiger Höhe auszuschöpfen, und gehen dann 
folglich von Prüfungs wegen im Regelfall vom Erhalt des Kapitalvermögens aus. Wird die freie 
Rücklage nicht in der zulässigen Höhe gebildet, wäre von den Stiftungsverwaltungen nachzu-
weisen, ob bzw. wie sie dem Erhaltungsauftrag unter Umständen dennoch nachgekommen 
sind. Dabei sind meist an der Inflationsrate ausgerichtete Betrachtungen erforderlich. Zur Be-
stimmung der Inflationsrate kann in aller Regel auf den Verbraucherpreisindex für Deutschland 
zurückgegriffen werden. 
 
Auch die obersten Stiftungsaufsichtsbehörden gehen davon aus, dass eine Werterhaltung 
durch die Admassierung von Vermögenserträgen erforderlich ist. Im von ihnen herausgegebe-
nen „Merkblatt für die Errichtung einer Stiftung“ (Fußnote 9 zu § 5 Abs. 3 des Musters einer 
Stiftungssatzung)17 ist dazu ausgeführt, dass die sogenannte Werterhaltungsrücklage insbe-
sondere bei Kapitalstiftungen zur wertmäßigen Erhaltung des Stiftungsvermögens dringend zu 
empfehlen sei. 
 
Um die mögliche Dotierung der Rücklage in vollem Umfang realisieren zu können, sollten die 
Stiftungen bereits Mittel im Haushaltsplan vorsehen, d. h. im Regelfall die für die Ausrichtung 
vorgesehenen Mittel entsprechend mindern. 
 

                                                      
17 nachzulesen auch im Internet: www.stmi.bayern.de/buerger/staat/stiftungen
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Die Mittel der Kapital- oder Werterhaltungsrücklage sollten auf Dauer zum Nachweis des Er-
halts des Grundstockvermögens unangetastet bleiben und gegebenenfalls dem Grundstock-
vermögen zugeschlagen werden (vgl. Nr. 15 AEAO zu § 58 AO). 
 
Sofern Stiftungen ihr Kapital nur nominell erhalten oder die steuerrechtlichen Möglichkeiten zur 
Bildung der freien Rücklage nicht oder nur zu geringen Teilen ausgeschöpft haben, bestätigen 
wir den Werterhalt des Grundstock(kapital)vermögens künftig nicht mehr uneingeschränkt. 
 
 
 
3 Zweckentsprechende Verwendung der Erträge des Vermögens der Stiftung 
 
 
Nach Art. 6 Abs. 3 BayStG dürfen die Erträge des Vermögens der Stiftung und zum Verbrauch 
bestimmte Zuwendungen nur zur Erfüllung des Stiftungszwecks verwendet werden. Bei zum 
Verbrauch bestimmten Zuwendungen handelt es sich in der Stiftungspraxis in aller Regel um 
Spenden. Näher zu erörtern ist, was unter Erträgen des Vermögens, ihrer Verwendung und 
unter Erfüllung des Stiftungszwecks zu verstehen ist. 
 
 
3.1 Verwendung der Erträge des Vermögens 
 
Art. 6 Abs. 3 Satz 1 BayStG spricht von Erträgen des Vermögens der Stiftung; darunter fallen 
also die Erträge aller Vermögenswerte und nicht nur die des Grundstockvermögens. Keine 
Erträge im Sinne des Art. 6 Abs. 3 Satz 1 BayStG sind die (Mehr)Erlöse aus der Veräuße- 
rung von Teilen des Grundstockvermögens (z. B. auch Kursgewinne, Buchgewinne; vgl. Ab- 
schnitt 2.3) und die Erlöse aus einer übermäßigen oder ungewöhnlichen Nutzung des Ver-
mögens (z. B. Rodung eines Waldes).18

 
Soweit Stiftungen den gemeinnützigkeitsrechtlichen Vorgaben des Steuerrechts unterliegen, ist 
darauf hinzuweisen, dass steuerrechtlich insoweit nicht vom Ertrag, sondern (weitergehend) 
von den „zeitnah zu verwendenden Mitteln“ der gemeinnützigen Körperschaften die Rede ist 
(§ 55 Abs. 1 AO). Von dieser Verwendungspflicht sind jedoch die sogenannten „gebundenen 
Mittel“ (insbesondere das Grundstockvermögen) ausgenommen. Da insoweit nur die „neu zu-
geflossenen“ Mittel zeitnah zu verwenden sind, sind unseres Erachtens hier keine differenzier-
ten Betrachtungen nach Steuerrecht und Stiftungsrecht anzustellen. 
 
Stiftungen erzielen ihre Einnahmen vorwiegend aus Zinsen, Mieten und Pachten, aus der 
Waldnutzung (Holzverkauf, Jagdpachten), aber teils auch aus wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieben und aus laufenden Zahlungen, zu denen sich der Stifter verpflichtet hat. 
 
Der unmittelbaren Verwendungspflicht für den Stiftungszweck (also z. B. Ausreichung von Sti-
pendien) unterliegt der Reinertrag, also der Rohertrag abzüglich der notwendigen Kosten der 
Verwaltung, des Aufwands für die Instandhaltung des Stiftungsbesitzes und der rechtlichen 
Verpflichtungen sowie der öffentlichen Lasten.19

 

                                                      
18 vgl. Pohley/Backert, a. a. O., Erl. 1.1 zu Art. 13 a. F. 
 
19 vgl. Voll/Störle, Bayerisches Stiftungsgesetz, RdNr. 1 zu Art. 13 a. F.; Pohley/Backert, a. a. O., Erl. 1.1 zu Art. 13 

a. F. 
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Von den erzielten Einnahmen sind also zunächst die (notwendigen) Ausgaben – oftmals Bank-
gebühren, Verwaltungskostenbeiträge an die verwaltende Kommune, Bewirtschaftungs-/Be-
triebskosten, Kosten für die Pflege des Stiftergrabes, laufender Gebäudeunterhalt – zu bestrei-
ten. 
 
Ertragsverwendung ist unseres Erachtens nicht gleichzusetzen mit einem Abfluss der Finanz-
mittel, sondern meint grundsätzlich jede (zulässige) Disposition. Eine zweckentsprechende 
Verwendung kann danach neben der unmittelbaren Erfüllung des Stiftungszwecks (z. B. Ge-
währung von Stipendien, Beihilfen) auch in der Dotierung von Rücklagen (nach § 58 Nrn. 6 und 
7 AO) oder in der Beschaffung von Vermögensgegenständen, die satzungsgemäßen Zwecken 
dienen, gesehen werden. Art. 6 Abs. 3 Satz 2 BayStG führt aus, dass die Zuführung von Erträ-
gen zum Grundstockvermögen, um dieses in seinem Wert zu erhalten, vom zweckentspre-
chenden Verwendungsgebot „unberührt bleibt“. 
 
Ausschüttung und Admassierung von Erträgen sind (unter Beachtung der stiftungs- und sat-
zungsrechtlichen Vorgaben sowie gegebenenfalls der steuerrechtlichen Regelungen) unseres 
Erachtens gleichermaßen als Verwendung zur Erfüllung des Stiftungszwecks anzusehen. Wir 
stellen in Folgendem die wesentlichen Verwendungen – differenziert nach dem Mittelabfluss – 
dar: 
 
3.1.1 Verwendung mit Mittelabfluss 
 
─ Kosten der Verwaltung, laufende Ausgaben (teils auch als „mittelbare Verwendung“ be-

zeichnet) 
 
Den Stiftungen entstehen regelmäßig Kosten für ihre laufende Verwaltung (z. B. Verwaltungs-
kostenbeiträge an die verwaltende Kommune), die Verwaltung (z. B. Bankgebühren) und den 
Unterhalt ihres Vermögens. Diese Ausgaben sind unter anderem notwendig, um die satzungs-
gemäßen Zwecke überhaupt umsetzen zu können. In diesem Zusammenhang ist von den 
Stiftungsverwaltungen das Gebot der sparsamen Mittelverwendung zu beachten (z. B. auch 
hinsichtlich unangemessen hoher Verwaltungskostenbeiträge). 
 
─ Ausrichtung, Ausschüttung („unmittelbare Verwendung“) 
 
In erster Linie haben Stiftungen ihre Mittel für die unmittelbare Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks auszugeben (meist als „Ausrichtung“ oder „Ausschüttung“ bezeichnet), also z. B. für 
die Gewährung von Stipendien, Zuschüssen oder einmaligen Beihilfen (vgl. Abschnitt 3.2). 
 
Aufgrund der bisherigen Prüfungserfahrungen möchten wir in diesem Zusammenhang beson-
ders darauf hinweisen, dass die Stiftungsverwaltungen darauf achten sollten, dass jede Aus-
zahlung von Erträgen ausreichend belegt ist, insbesondere auch jede Auszahlung von Bargeld 
durch Quittungen bestätigt ist (vgl. dazu auch die haushaltsrechtlichen Vorgaben in § 55 Abs. 1 
KommHV-Kameralistik). Sie sollten sich jeweils nachweisen lassen, dass die ausgeschütteten 
Erträge von den Empfängern auch tatsächlich zweckentsprechend verwendet wurden. Werden 
z. B. bedürftige Personen bei Anschaffungen finanziell unterstützt, sollte der Kauf durch Rech-
nungen und Zahlungsnachweise belegt werden. Auch bei der Förderung anderer (gemeinnüt-
ziger) Einrichtungen, z. B. durch Zuwendungen zu Baumaßnahmen (z. B. Anbau an eine Be-
hindertenwerkstatt), sollten die Stiftungen die Empfänger insbesondere zur Vorlage von Ver-
wendungsnachweisen verpflichten, sich Prüfungsrechte einräumen lassen und auch eine 
Rückzahlungsverpflichtung bei zweckwidriger Verwendung festlegen. 
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─ Aufwendungen für den Stifter 
 
Auch als Verwendung mit Mittelabfluss sind die Ausgaben der Stiftung für den angemessenen 
Unterhalt des Stifters und seiner nächsten Angehörigen, die (häufig in den Stiftungssatzungen 
festgelegte) Erhaltung und Pflege ihrer Gräber und die Ehrung ihres Andenkens anzusehen 
(vgl. dazu auch § 58 Nr. 5 AO). 
 
3.1.2 Verwendung ohne Mittelabfluss 
 
─ Rücklagenbildung 
 
Bei unseren Ausführungen zum Erhaltungsauftrag des Grundstockvermögens sind wir bereits 
auf die Kapital- oder Werterhaltungsrücklage und die gegebenenfalls zu beachtenden steu-
errechtlichen Vorgaben zur Zulässigkeit dieser Rücklage eingegangen (vgl. Abschnitte 2.3.1.2 
und 2.3.1.3). Die Einstellung von Erträgen in diese Rücklage ist letztlich eine Verwendung für 
den Stiftungszweck, da auch das Stiftungsvermögen ausschließlich dem Stiftungszweck dient. 
 
Teils benötigen Stiftungen für finanziell besonders aufwendige Vorhaben der Zweckerfüllung 
Beträge, die über die jährlich zur Verfügung stehenden Mittel hinausgehen. Sammelt eine Stif-
tung dafür Mittel in einer sogenannten Zweckrücklage an, ist dies stiftungsrechtlich grundsätz-
lich nicht zu beanstanden. Die dem Zweck entsprechende Verwendung der Erträge wird in die-
sen Fällen lediglich zeitlich hinausgeschoben („Zweckwidmung“). Stiftungsrechtlich wurden so-
weit ersichtlich keine eindeutigen Voraussetzungen definiert, die für die Bildung dieser Rück-
lage erfüllt sein müssen; es ist wohl jeweils eine auf den Eizelfall abgestellte Betrachtung erfor-
derlich. 
 
Für Stiftungen, die (zusätzlich) den steuerrechtlichen Vorgaben des Abschnitts „Steuerbegüns-
tigte Zwecke“ der AO unterliegen, sind bei der Bildung von Zweckrücklagen jedoch klare Vor-
gaben zu beachten: 
 
Nach § 58 Nr. 6 AO wird eine Steuerbegünstigung nicht dadurch ausgeschlossen, dass eine 
Körperschaft ihre Mittel ganz oder teilweise einer Rücklage zuführt, soweit dies erforderlich ist, 
um ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig erfüllen zu können. Mittel in 
diesem Sinne sind nicht nur wie z. B. nach § 58 Nr. 7 AO die Einnahmen aus der Vermögens-
verwaltung, sondern alle Mittel, ohne Unterscheidung nach deren Herkunft (also z. B. auch 
Spenden; vgl. Nr. 9 AEAO zu § 58 AO). Nach Nr. 10 AEAO zu § 58 AO müssen die Mittel für 
bestimmte Vorhaben angesammelt werden, für deren Durchführung bereits konkrete Zeitvor-
stellungen bestehen. Das Bestreben, ganz allgemein die Leistungsfähigkeit der Stiftung zu er-
halten, reicht für eine steuerunschädliche Rücklagenbildung nicht aus (dafür können nur freie 
Rücklagen nach § 58 Nr. 7 AO gebildet werden). § 58 Nr. 6 AO betrifft also lediglich den An-
sammlungs- oder Ansparungsvorgang für eine spätere Mittelverwendung für den Stiftungs-
zweck. Jeweils unter der Voraussetzung der „nachhaltigen Zweckerfüllung“ können hier fol-
gende Rücklagen gebildet werden: 
 
Projekt- oder Fördermittelrücklagen: Diese Rücklagen sollen die Realisierung finanziell auf-
wendiger Vorhaben der Zweckerfüllung ermöglichen, für die die erforderlichen Mittel „ange-
spart“ werden müssen. Dies kann z. B. die Bezuschussung eines Investitionsvorhabens Dritter 
oder auch die Verwirklichung eines eigenen Projekts der Stiftung sein. Die Vorhaben müssen 
konkretisiert sein und in angemessenem Zeitrahmen verwirklicht werden. 
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Instandhaltungsrücklagen Zweckvermögen: Für die Instandhaltung des satzungsgemäß 
eingesetzten Vermögens (z. B. eines Altenheims) können angemessene Rücklagen gebildet 
werden. Hierzu ist ein Bauprogramm mit Angaben zur Notwendigkeit der Maßnahmen, den er-
warteten Kosten und der zeitlichen Abwicklung erforderlich. Nach wohl h. M. ist für das zweck-
entsprechend eingesetzte Vermögen (nicht das „sonstige“ Stiftungsvermögen) hier auch eine 
Rücklagenbildung in Höhe der Regel-AfA-Beträge möglich.20

 
Investitions- oder Wiederbeschaffungsrücklagen: Auch für die erstmalige Anschaffung oder 
Ersatzbeschaffung von Wirtschaftsgütern, die für den Stiftungszweck eingesetzt sind (z. B. die 
Großküche des von der Stiftung betriebenen Altenheims, ein Anbau an ein Kinderheim), ist 
eine Rücklagenbildung zulässig (gewisse „Überschneidungen“ mit den Projektrücklagen sind 
möglich). 
 
Betriebsmittelrücklagen: Nach Nr. 10 AEAO zu § 58 Nr. 6 AO ist auch die Rücklagenbildung 
für periodisch wiederkehrende Ausgaben (z. B. Löhne, Gehälter, Mieten) in Höhe des Mittelbe-
darfs für eine angemessene Zeitperiode möglich. Finanziert sich eine Stiftung z. B. neben „si-
cheren“ Einnahmen (wie z. B. Zinserträge, Mieten) zu einem nicht unerheblichen Teil auch aus 
„unsicheren“ Einnahmen (z. B. Spenden), können zur Deckung von „fixen Betriebskosten“ Mit-
tel in einer Rücklage angesammelt werden. 
 
Es empfiehlt sich grundsätzlich, die Bildung von Rücklagen nach § 58 Nr. 6 AO im Vorfeld mit 
dem zuständigen Finanzamt abzustimmen. 
 
Bei Stiftungen, die diesen gemeinnützigkeitsrechtlichen Vorgaben nicht unterliegen, halten wir 
es jedoch grundsätzlich für praktikabel und angezeigt (auch um eine einheitliche Prüfungspra-
xis zu gewährleisten), die Zulässigkeit der Bildung von Zweckrücklagen an den Maßstäben der 
steuerrechtlichen Regelungen zu messen. Wir empfehlen daher diesen Stiftungen, die Bildung 
von Zweckrücklagen an den steuerrechtlichen Vorgaben auszurichten, und bestätigen bei ent-
sprechendem Vorgehen grundsätzlich die zweckentsprechende Verwendung der Erträge. 
 
─ Zuführung zum Zweckvermögen (nutzungsgebundenes Kapital) 
 
Eine zweckentsprechende Verwendung der Erträge ist auch in der Anschaffung oder Herstel-
lung von Vermögensgegenständen, die satzungsmäßigen Zwecken dienen, zu sehen (vgl. § 55 
Abs. 1 Nr. 5 AO). In Nr. 25 AEAO zu § 55 AO sind dazu als Beispiele u. a. der Bau eines Al-
tenheims oder der Kauf von Sportgeräten genannt. 
 
─ Erwirtschaftung von Abschreibungen 
 
Unseres Erachtens sind auch Abschreibungen zu erwirtschaften; sie müssen nicht für die un-
mittelbare Erfüllung des Stiftungszwecks verausgabt werden (vgl. unsere Ausführungen in Ab-
schnitt 2.3.2.2). 
 

                                                      
20 vgl. Hübschmann/Hepp/Spitaler, a. a. O., Rz. 109 zu § 58 AO; a. A. Buchna, Gemeinnützigkeit im Steuerrecht, 

§ 58, Ziffer 2.8.6 Beispiel d, soweit „laufende Instandhaltungsmaßnahmen“ durchgeführt werden - vgl. zur „Ab-
schreibungsproblematik“ die Ausführungen unter Abschnitt 2.3.2.2 
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3.1.3 Zeitliche Vorgaben zur Verwendung 
 
Art. 6 Abs. 3 Satz 1 BayStG fordert nicht, dass die gesamten Erträge des Vermögens der Stif-
tung im Jahr des Anfalls zur Erfüllung des Stiftungszwecks verwendet werden müssen.21 In ei-
nem gewissen Umfang ist ein zeitliches Hinausschieben der Verwendung stiftungsrechtlich 
nicht zu beanstanden (vgl. z. B. die vorstehenden Ausführungen zu Zweckrücklagen unter Ab-
schnitt 3.1.2). Auch hier ist jedoch bei den steuerbegünstigten Stiftungen auf die grundlegen-
den Vorgaben der AO hinzuweisen: Nach § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO muss die steuerbegünstigte 
Körperschaft ihre Mittel grundsätzlich zeitnah für ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen 
Zwecke verwenden. Eine zeitnahe Mittelverwendung ist nach § 55 Abs. 1 Nr. 5 Satz 3 AO ge-
geben, wenn die Mittel spätestens in dem auf den Zufluss folgenden Kalender- oder Wirt-
schaftsjahr für die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden (vgl. in 
diesem Zusammenhang auch § 63 Abs. 4 Satz 1 AO). 
 
War es einer Stiftung – gleich aus welchen Gründen – nicht möglich, ihre gesamten Erträge 
des laufenden Jahres noch im selben Jahr für die Erfüllung des Stiftungszwecks einzusetzen, 
entsteht ein sogenannter Verwendungsrückstand. Die entsprechenden Mittel sollten grundsätz-
lich in einer Mittelverwendungsrücklage (teils auch als Verbrauchsrücklage bezeichnet) nach-
gewiesen werden. Die Stiftungsverwaltungen hätten dafür Sorge zu tragen, dass die ange-
sammelten Erträge (zeitnah) für den Stiftungszweck eingesetzt werden. Sind sie dieser Ver-
pflichtung nicht nachgekommen, können wir die zweckentsprechende Verwendung der Erträge 
nicht uneingeschränkt bestätigen. 
 
3.1.4 Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung 
 
Es ist Aufgabe der Stiftungsorgane bzw. der Stiftungsverwaltungen, einen lückenlosen Nach-
weis der zweckentsprechenden Verwendung der Erträge des Vermögens zu erbringen. Die 
Verwendung lässt sich zwar meist aus den Jahresrechnungen/Jahresabschlüssen ablesen. Bei 
unübersichtlichen Vermögensverhältnissen (z. B. bei Erträgen aus vielen verschiedenen Ver-
mögensanlagen, evtl. aus Zweckbetrieben und wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben; mehreren 
Rücklagen) oder auch Verwendungsrückständen, die über mehrere Jahre hinweg nachzuvoll-
ziehen sind, kann jedoch auf einen gesonderten rechnerischen Nachweis der zweckentspre-
chenden Verwendung der Erträge (z. B. durch eine Nebenrechnung zur Jahresrechnung) im 
Regelfall nicht verzichtet werden. 
 
Nach steuerrechtlichen Vorgaben sind die Stiftungen gehalten, im Rahmen der nach § 63 
Abs. 3 AO vorgeschriebenen Aufzeichnung der Einnahmen und Ausgaben den Nachweis der 
zeitnahen Mittelverwendung zu führen. Nr. 26 AEAO zu § 55 AO regelt, dass die zeitnahe Ver-
wendung für Mittel, die nicht schon im Jahr des Zuflusses für die steuerbegünstigten Zwecke 
verwendet oder zulässigerweise dem Vermögen zugeführt werden, nachzuweisen ist, zweck-
mäßigerweise durch eine Nebenrechnung (Mittelverwendungsrechnung). 
 
Vereinfacht dargestellt haben die Stiftungsverwaltungen jährlich darzulegen, welche Erträge 
aus dem Vermögen der Stiftung erwirtschaftet bzw. welche sonstigen Einnahmen (z. B. Spen-
den) erzielt wurden (Rohertrag), welcher Betrag davon nach Deckung der Ausgaben für die 
Verwaltung und den Unterhalt des Vermögens verblieben ist (Reinertrag), wie dieser Betrag 
verwendet wurde (unmittelbare Zweckerfüllung, Rücklagenbildung), welcher Betrag gegebe-
nenfalls noch als Verwendungsrückstand verblieben ist und wie dieser im Folgejahr verwendet 
wurde. 

                                                      
21 vgl. Voll/Störle, a. a. O., RdNr. 5 zu Art. 13 a. F. 
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Auch wenn die Vorgabe des Art. 16 Abs. 1 Satz 4 BayStG (vgl. auch § 4 Abs. 2 Nr. 3 
AVBayStG) für die in diesem Beitrag behandelten Stiftungen nicht greift (vgl. Art. 20 Abs. 3 
Satz 1 BayStG), kann den Stiftungsverwaltungen zumindest empfohlen werden, jährlich einen 
Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks mit einem Nachweis der zweckentsprechenden 
Verwendung der Erträge (gegebenenfalls auch im Rahmen des Rechenschaftsberichts zur/ 
zum Jahresrechnung/Jahresabschluss) zu erstellen. 
 
 
3.2 Erfüllung des Stiftungszwecks 
 
Art. 2 Abs. 1 BayStG gibt als „oberste Richtschnur“ die Achtung des Stifterwillens vor. Ein we-
sentliches Element dieses Grundsatzes ist die strikte Beachtung des im Stiftungsgeschäft und 
der Stiftungssatzung verankerten Stiftungszwecks. Art. 6 Abs. 3 Satz 1 BayStG normiert, dass 
keine zweckfremden Ausgaben geleistet werden dürfen (vgl. zu den steuerrechtlichen Vorga-
ben insbesondere § 55 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 AO). Die Stiftungsverwaltungen müssen im Zwei-
felsfall darlegen können, dass die Erträge nicht für Zwecke verwendet wurden, die dem Stifter-
willen widersprechen. 
 
Teilweise wird in den Stiftungssatzungen klar und eindeutig bestimmt, wer Begünstigter der 
Stiftung ist (oft als Destinatäre bezeichnet). Meist sind die Vorgaben jedoch allgemeiner ge-
halten (z. B. „bedürftige ältere Bürger“). Der begünstigte Personenkreis kann damit sehr groß 
sein und es ist Aufgabe der Stiftungsverwaltungen, eine „Auswahl“ zu treffen. Es empfiehlt sich 
in diesen Fällen (auch aus Gründen der „Transparenz“), die allgemeinen Voraussetzungen 
z. B. durch (Förder-/Vergabe-)Richtlinien zu konkretisieren und auch das Verfahren (z. B. An-
tragstellung, vorzulegende Unterlagen, gegebenenfalls Rangfolge nach Punktesystem) festzu-
legen. Dies erleichtert erfahrungsgemäß nicht nur die Vergabeentscheidungen, sondern auch 
die Prüfung der zweckentsprechenden Verwendung. 
 
Bei unseren Prüfungen ist immer wieder festzustellen, dass nur mehr ein Teil der Erträge zur 
Erfüllung des Stiftungszwecks verwendet werden kann und sich dadurch oftmals erhebliche 
Verwendungsrückstände ergeben. Ist Ursache dafür, dass der oft vor Jahrzehnten definierte 
Stiftungszweck in der vorgesehenen Art und Weise nicht mehr erfüllt werden kann bzw. nicht 
mehr „zeitgemäß“ ist, z. B. bei den heutigen sozialen Systemen nicht mehr greift oder auf eine 
Berufs- oder Personengruppe gerichtet ist, die in der zum Zeitpunkt der Stiftungsgründung 
bestehenden Form heute nicht mehr existiert (z. B. Dienstboten), sollte die Stiftungsverwaltung 
in Abstimmung mit den Aufsichtsbehörden prüfen, inwieweit eine Erweiterung des Stiftungs-
zwecks durch eine Satzungsänderung angezeigt ist.22

                                                      
22 vgl. Voll/Störle, a. a. O., RdNr. 4 zu Art. 13 a. F. 
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